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Bundesgerichtshof, Urteil vom 25.05.2023, Az.  
V ZR 134/22 

 

 

 

Amtliche Leitsätze:  

1. § 130d Satz 2 ZPO stellt auf die vorübergehende technische Unmöglichkeit im Zeit-punkt 
der beabsichtigten Übermittlung des elektronisch einzureichenden Dokuments ab. Der Pro-
zessbevollmächtigte, der aus technischen Gründen gehindert ist, einen fristwahrenden Schrift-
satz elektronisch einzureichen, ist, nachdem er die zulässige Ersatzeinreichung veranlasst hat, 
nicht mehr gehalten, sich vor Fristablauf weiter um eine elektronische Übermittlung zu bemü-
hen. (Rn. 8 – 10) 

2. Der Käufer, der von dem Verkäufer im Rahmen des kleinen Schadensersatzes ge-mäß § 
437 Nr. 3, § 280, § 281 Abs. 1 BGB Ausgleich des mangelbedingten Minderwerts der Kaufsa-
che verlangt, kann jedenfalls dann nicht auf wesentlich geringere Mängelbeseitigungskosten 
verwiesen werden, wenn der Mangel damit nicht ohne Zweifel behoben werden kann. (Rn. 20) 

 

Tatbestand:  

1Der Kläger erwarb von der Beklagten auf der Grundlage eines notariellen Kaufvertrags vom 
5. Juli 2017 einen 190/1000 Miteigentumsanteil an einem Grundstück verbunden mit dem Son-
dereigentum an der Wohnung im Dachgeschoss nebst Spitzboden zu einem Kaufpreis von 
469.300 €. Die Beklagte übernahm eine Bauverpflichtung, nach welcher der Kaufgegenstand 
neu ausgebaut zu übergeben war. Die den Vertragsschluss vermittelnde Maklerin händigte 
dem Kläger ein Exposé aus, das als Anlage 1 zum notariellen Kaufvertrag mitbeurkundet 
wurde und in dem das Kaufobjekt als Maisonette mit zwei Ebenen und einer Wohnfläche von 
insgesamt 103,50 m² angeboten wurde. Von der Wohnfläche sollten 26,89 m² auf den Raum 
im Spitzboden entfallen. Nach Abschluss des notariellen Kaufvertrags wurde die von der Be-
klagten beantragte Baugenehmigung für den „Umbau und Sanierung Dachgeschoss; Ausbau 
Spitzboden zu einer Wohnung“ mit der Nebenbestimmung erteilt, dass der Spitzboden wegen 
des Fehlens eines zweiten Rettungswegs nicht als Aufenthaltsraum geeignet und bestimmt 
sei. 

2Mit der Klage verlangt der Kläger von der Beklagten nach erfolgloser Aufforderung zur Nach-
erfüllung die Zahlung von Schadensersatz zum Ausgleich des sich aus der fehlenden Geneh-
migung des Spitzbodens zu Wohnzwecken ergebenden Minderwerts. Das Landgericht hat der 
Klage – soweit von Interesse – in Höhe von 54.000 € nebst Zinsen stattgegeben. Das Ober-
landesgericht hat dieses Urteil auf die Berufung der Beklagten insoweit abgeändert, als die 
Beklagte zur Zahlung von mehr als 11.000 € nebst Zinsen verurteilt worden ist, und die diesen 
Betrag übersteigende Klage abgewiesen. Mit der von dem Oberlandesgericht hinsichtlich der 
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Höhe des Schadensersatzes zugelassenen Revision, deren Zurückweisung die Beklagte be-
antragt, will der Kläger die Wiederherstellung des landgerichtlichen Urteils erreichen. 

 

Entscheidungsgründe:  

I. 

3Nach Ansicht des Berufungsgerichts ist die Beklagte dem Kläger gemäß § 437 Nr. 3, § 280, 
§ 281 Abs. 1 BGB zum Schadensersatz verpflichtet. Allerdings bemesse sich die Schadens-
höhe nicht nach dem von dem Landgericht festgestellten Minderwert in Höhe von 54.000 €, 
sondern lediglich nach den fiktiven Mängelbeseitigungskosten von 11.000 €. Der geschädigte 
Käufer, der den Minderwert geltend mache, sei zumindest dann auf den für die Mängelbesei-
tigung notwendigen Betrag zu verweisen, wenn dieser – wie hier – weniger als die Hälfte des 
Minderwerts ausmache. Soweit der Kläger einwende, die Errichtung eines weiteren Flucht-
wegs sei baurechtlich nicht genehmigungsfähig, widerspreche dies schon dem erteilten Bau-
vorbescheid. Nach der Teilungserklärung sei zudem davon auszugehen, dass die Zustimmung 
der übrigen Wohnungseigentümer zu der Errichtung des zweiten Rettungswegs entbehrlich 
sei. 

 

II. 

4Das hält revisionsrechtlicher Nachprüfung nicht stand. 

51. Die Revision ist zulässig; insbesondere hat der Kläger sie innerhalb der verlängerten Frist 
formgerecht begründet. 

6a) Gemäß § 551 Abs. 2 Satz 1 ZPO ist die Revisionsbegründung in einem Schriftsatz bei 
dem Revisionsgericht einzureichen, auf welchen die allgemeinen Vorschriften über vorberei-
tende Schriftsätze anzuwenden sind (§ 551 Abs. 4, § 549 Abs. 2 ZPO). Vorbereitende Schrifts-
ätze und deren Anlagen sowie schriftlich einzureichende Anträge und Erklärungen, die – wie 
hier – durch einen Rechtsanwalt eingereicht werden, sind als elektronisches Dokument zu 
übermitteln (§ 130d Satz 1 ZPO). Die durch das Gesetz zur Förderung des elektronischen 
Rechtsverkehrs mit den Gerichten vom 10. Oktober 2013 (BGBl. I, S. 3786) neu geschaffene 
Bestimmung des § 130d ZPO ist am 1. Januar 2022 in Kraft getreten (Art. 26 Abs. 7 des 
Gesetzes). Sie ist damit auf ab diesem Zeitpunkt gegenüber den Gerichten abgegebene Er-
klärungen von Rechtsanwälten anwendbar. Die zwingende Einreichung von Erklärungen in 
der elektronischen Form gemäß § 130d Satz 1 ZPO betrifft die Frage ihrer Zulässigkeit. Die 
Einhaltung der vorgeschriebenen Form ist deshalb von Amts wegen zu prüfen. Ein Formver-
stoß führt zur Unwirksamkeit der Prozesserklärung (vgl. BGH, Beschluss vom 17. November 
2022 – IX ZB 17/22, NJW 2023, 456 Rn. 6 mwN). Die Voraussetzungen des § 130d Satz 1 
ZPO sind vorliegend nicht erfüllt, da der Prozessbevollmächtigte des Klägers die Revisions-
begründung binnen der verlängerten Revisionsbegründungsfrist dem Revisionsgericht nicht 
wie gesetzlich gefordert als elektronisches Dokument übermittelt hat, sondern nach den allge-
meinen Vorschriften (§§ 129 ff. ZPO) in Schriftform. 

7b) Allerdings waren die Voraussetzungen für eine Ersatzeinreichung gemäß § 130d Satz 2 
und 3 ZPO erfüllt. 

8aa) Nach § 130d Satz 2 ZPO bleibt die Übermittlung eines Schriftsatzes nach den allgemei-
nen Vorschriften zulässig, wenn die Übermittlung als elektronisches Dokument aus techni-
schen Gründen vorübergehend nicht möglich ist. Die vorübergehende Unmöglichkeit ist bei 
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der Ersatzeinreichung oder unverzüglich danach glaubhaft zu machen (§ 130d Satz 3 Halbsatz 
1 ZPO). 

9bb) Vorliegend ist eine durch den Ausfall des Systems des besonderen elektronischen An-
waltspostfachs (beA) bedingte vorübergehende technische Unmöglichkeit im Sinne von § 
130d Satz 2 ZPO anzunehmen. Aufgrund einer Störung stand das System den Anwendern 
nicht zur Verfügung, so dass der Zugriff auf beA-Dienste, insbesondere das Postfach, nicht 
möglich war. Eine Störung des besonderen Anwaltspostfachs führt grundsätzlich zu einer vo-
rübergehenden technischen Unmöglichkeit (vgl. Biallaß, NJW 2023, 25 Rn. 8). 

10cc) Der Prozessbevollmächtigte des Klägers hat die vorübergehende Unmöglichkeit der 
Übermittlung der Revisionsbegründung als elektronisches Dokument aus technischen Grün-
den mit der Ersatzeinreichung ausreichend glaubhaft gemacht (§ 294 ZPO). Dass er seine 
weitere Erklärung, er habe danach bis zum Büroschluss die Funktionsfähigkeit des beA wei-
terhin überprüft, nicht glaubhaft gemacht hat, ist unschädlich. § 130d Satz 2 ZPO stellt auf die 
vorübergehende technische Unmöglichkeit im Zeitpunkt der beabsichtigten Übermittlung des 
elektronisch einzureichenden Dokuments ab. Nur diese muss glaubhaft gemacht werden (vgl. 
OLG Braunschweig, NJOZ 2022, 1497 Rn. 29; jurisPK-ERV/Biallaß, Band 2, 2. Aufl., § 130d 
ZPO Rn. 66). Der Prozessbevollmächtigte, der aus technischen Gründen gehindert ist, einen 
fristwahrenden Schriftsatz elektronisch einzureichen, ist, nachdem er die zulässige Ersatzein-
reichung veranlasst hat, nicht mehr gehalten, sich vor Fristablauf weiter um eine elektronische 
Übermittlung zu bemühen. Ein elektronisches Dokument ist nach § 130d Satz 3 Halbsatz 2 
ZPO bei ausreichender Ersatzeinreichung zusätzlich nur auf gerichtliche Anforderung nachzu-
reichen. 

112. Die Revision ist auch begründet. Sie führt zur Wiederherstellung des landgerichtlichen 
Urteils. 

12a) Das Berufungsgericht hat die Zulassung der Revision wirksam auf die Anspruchshöhe 
beschränkt (vgl. hierzu Senat, Urteil vom 11. März 2022 – V ZR 35/21, NJW 2022, 2685 Rn. 
8; BGH, Beschluss vom 13. Dezember 2017 – VII ZR 46/17, BeckRS 2017, 135869 Rn. 4; 
Urteil vom 27. September 2011 – II ZR 221/09, NZG 2011, 1352 Rn. 18). Ob sich die Be-
schränkung auf die zugrunde gelegte Anspruchsgrundlage erstreckt, kann dahinstehen. Dass 
dem Kläger gegen die Beklagte dem Grunde nach ein kaufrechtlicher Schadensersatzan-
spruch gemäß § 437 Nr. 3, § 280, § 281 Abs. 1 BGB zusteht, zieht nämlich auch die Revision 
nicht in Zweifel und ist aus Rechtsgründen nicht zu beanstanden. 

13b) Keinen Bestand haben kann aber die Annahme, der kaufvertragliche Anspruch des Klä-
gers auf Schadensersatz statt der Leistung (kleiner Schadensersatz) gemäß §§ 437 Nr. 3, § 
280, § 281 Abs. 1 BGB könne nur anhand der voraussichtlich erforderlichen Mängelbeseiti-
gungskosten und nicht anhand des Minderwerts der Kaufsache bemessen werden, da die 
Mängelbeseitigungskosten weniger als die Hälfte des Minderwerts der Kaufsache ausmach-
ten. 

14aa) Nach § 437 Nr. 1, § 439 Abs. 1 BGB hat der Käufer bei Vorliegen eines Mangels einen 
Anspruch auf Nacherfüllung, welche nach seiner Wahl in Form der Beseitigung des Mangels 
oder der Lieferung einer mangelfreien Sache erfolgen kann. Unterbleibt die Nacherfüllung, 
kann der Käufer nach Ablauf einer dem Verkäufer erfolglos gesetzten Frist zur Nacherfüllung 
Schadensersatz verlangen. Die Primärleistung kann aufgrund der Ausübung des Wahlrechts 
gemäß § 281 Abs. 4 BGB nicht mehr beansprucht werden. Aus dieser Norm ergibt sich, dass 
nunmehr Ersatz in Geld geschuldet ist (vgl. Senat, Beschluss vom 13. März 2020 – V ZR 
33/19, NZBau 2021, 40 Rn. 16). Nach der gefestigten höchstrichterlichen Rechtsprechung 
kann der Käufer im Rahmen des von dem Kläger geforderten kleinen Schadensersatzes ge-
mäß § 437 Nr. 3, § 280, § 281 Abs. 1 BGB entweder Ausgleich des mangelbedingten 
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Minderwerts der Kaufsache oder Ersatz der voraussichtlich erforderlichen Mängelbeseiti-
gungskosten verlangen (vgl. Senat, Urteil vom 12. März 2021 – V ZR 33/19, BGHZ 229, 115 
Rn. 8; Urteil vom 4. April 2014 – V ZR 275/12, BGHZ 200, 350 Rn. 33 jeweils mwN). 

15bb) Der Schadensersatz statt der Leistung dient dem Ausgleich des Äquivalenzinteresses; 
geschützt wird im Bereich der kaufrechtlichen Sachmängelhaftung die Erwartung des Käufers, 
Wert und Nutzungsmöglichkeit einer vertragsgemäßen Sache zu erhalten (vgl. Senat, Be-
schluss vom 13. März 2020 – V ZR 33/19, NZBau 2021, 40 Rn. 13). Da der Schadensersatz 
gemäß § 437 Nr. 3, § 280, § 281 Abs. 1 BGB „statt der Leistung“ gewährt wird, kann der 
Gläubiger verlangen, wirtschaftlich so gestellt zu werden, wie er stehen würde, wenn der 
Schuldner den Vertrag ordnungsgemäß erfüllt hätte (sog. positives Interesse, vgl. Senat, Be-
schluss vom 13. März 2020 – V ZR 33/19, NZBau 2021, 40 Rn. 34). Entscheidet sich der 
Käufer – wie hier – für den Ausgleich des mangelbedingen Minderwerts, ist der Schadenser-
satzanspruch, wie das Berufungsgericht im Ausgangspunkt zutreffend erkennt, auf den Aus-
gleich des Wertunterschieds zwischen der mangelfreien und der mangelhaften Sache gerich-
tet (vgl. Senat, Urteil vom 16. November 2007 – V ZR 45/07, NJW 2008, 436 Rn. 11 mwN). 
Der Käufer bemisst daher seinen Schaden nach allgemeinen schadensrechtlichen Grundsät-
zen in der Weise, dass er im Wege einer Vermögensbilanz die Differenz zwischen dem hypo-
thetischen Wert der Kaufsache ohne Mangel und dem tatsächlichen Wert der Sache mit Man-
gel ermittelt (vgl. Senat, Beschluss vom 13. März 2020 – V ZR 33/19, NZBau 2021, 40 Rn. 
34). Nach den Feststellungen des Berufungsgerichts beträgt der mangelbedingte Minderwert 
54.000 €. 

16cc) Ob der Käufer – wie das Berufungsgericht meint – im Rahmen des kleinen Schadens-
ersatzes gemäß § 437 Nr. 3, § 280, § 281 Abs. 1 BGB den Ausgleich des mangelbedingten 
Minderwerts der Kaufsache nicht verlangen kann, wenn die Mängelbeseitigungskosten weni-
ger als die Hälfte des Minderwerts der Kaufsache ausmachen, ist allerdings zweifelhaft. 

17(1) Zwar kann nach der Rechtsprechung des Senats bei Grundstückskaufverträgen als ers-
ter Anhaltspunkt davon ausgegangen werden, dass die Kosten der Mängelbeseitigung unver-
hältnismäßig sind, wenn sie den Verkehrswert des Grundstücks in mangelfreiem Zustand oder 
200% des mangelbedingten Minderwerts übersteigen (vgl. Senat, Urteil vom 4. April 2014 – V 
ZR 275/12, BGHZ 200, 350 Rn. 41 ff.). Dieser Rechtsprechung liegt die Erwägung zugrunde, 
dass sowohl der Nacherfüllungsanspruch als auch der auf den Ersatz der fiktiven Mängelbe-
seitigung gerichtete Schadensersatzanspruch Grenzen unterliegen. Der Senat hat den Nach-
erfüllungsanspruch begrenzt, indem er in entsprechender Anwendung von § 251 Abs. 2 Satz 
1 BGB aus § 439 Abs. 4 Satz 2 BGB Vorgaben für die Unverhältnismäßigkeit der Nacherfüllung 
abgeleitet hat (vgl. Senat, Urteil vom 4. April 2014 – V ZR 275/12, BGHZ 200, 350 Rn. 41 ff.). 
Diese Begrenzung wirkt sich unmittelbar auf die Höhe des nachfolgenden Schadensersatzan-
spruchs aus und verhindert eine Überkompensation des Käufers. Kann nämlich der Verkäufer 
die Nacherfüllung verweigern, weil sie mit unverhältnismäßigen Kosten verbunden ist, be-
schränkt sich der Schadensersatzanspruch des Käufers auf den Ersatz des mangelbedingten 
Minderwerts (vgl. Senat, Urteil vom 13. Mai 2022 – V ZR 231/20, NJW 2022, 2328 Rn. 21; 
Urteil vom 12. März 2021 – V ZR 33/19; BGHZ 229, 115 Rn. 30). Denn der Verkäufer, der die 
Mängelbeseitigung wegen unverhältnismäßiger Kosten verweigern darf, kann nicht im Wege 
des Schadensersatzes verpflichtet sein, diese Kosten zu tragen (vgl. Senat, Urteil vom 4. April 
2014 – V ZR 275/12, BGHZ 200, 350 Rn. 36). 

18(2) Diese Rechtsprechung lässt sich auf den hier zu betrachtenden Fall aber nicht ohne 
weiteres übertragen. Das Gesetz sieht – anders als bei der Nacherfüllung durch Beseitigung 
des Mangels – keinen Ausschluss des Ausgleichs des mangelbedingten Minderwerts der 
Kaufsache wegen Unverhältnismäßigkeit vor. Maßstab der Schadensbemessung ist die durch 
den Mangel der Kaufsache verursachte Störung des Äquivalenzverhältnisses (vgl. oben Rn. 
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15). Eine Beschränkung auf die Mängelbeseitigungskosten könnte zu einer vertraglich nicht 
geschuldeten und nicht gerechtfertigten Einschränkung des Wahlrechts des Käufers bei der 
Bemessung seines Vermögensschadens führen. Gegen eine Verweisung des Käufers auf die 
geringeren Mängelbeseitigungskosten spricht ferner ein Vergleich mit seinem gemäß § 437 
Nr. 2 BGB wahlweise zur Verfügung stehenden Recht auf Minderung. Eine Begrenzung des 
Minderungsbetrags auf die Mängelbeseitigungskosten sieht das Gesetz – anders als es das 
Berufungsgericht für den Schadensersatz statt der Leistung annimmt – auch dann nicht vor, 
wenn die Mängelbeseitigungskosten erheblich geringer sind als der mangelbedingte Minder-
wert. 

19(3) Andererseits muss die Schadensbemessung das vertragliche Leistungsdefizit zutreffend 
abbilden. Sie darf nicht zu einer Überkompensation und damit einer nach allgemeinen scha-
densrechtlichen Grundsätzen (vgl. Lange/ Schiemann, Schadensersatz, 3. Aufl., S. 9 f.) nicht 
gerechtfertigten Bereicherung des Gläubigers führen. Im Kaufrecht ist richtiger Bezugspunkt 
für die Schadensermittlung die Nacherfüllung, zu der der Verkäufer vorrangig verpflichtet ist, 
und deren Ausbleiben der Schadensersatzanspruch kompensieren soll (vgl. Senat, Beschluss 
vom 13. März 2020 – V ZR 33/19, NZBau 2021, 40 Rn. 34). Dies könnte dafür sprechen, dass 
zur Vermeidung einer Überkompensation eine Schadensbemessung nach dem mangelbe-
dingten Minderwert der Kaufsache nicht verlangt werden kann, wenn dieser weitaus höher ist 
als der Nacherfüllungsaufwand. 

20dd) Letztlich kann aber dahinstehen, ob überhaupt und ggf. ab welcher Grenze der Käufer 
auf die zu der Mängelbeseitigung erforderlichen Kosten verwiesen werden kann, wenn diese 
wesentlich geringer sind als der mangelbedingte Minderwert der Kaufsache. Der Schadenser-
satzanspruch soll das Ausbleiben der Nacherfüllung kompensieren (vgl. Senat, Beschluss vom 
13. März 2020 – V ZR 33/19, NZBau 2021, 40 Rn. 34). Der Käufer, der von dem Verkäufer im 
Rahmen des kleinen Schadensersatzes gemäß § 437 Nr. 3, § 280, § 281 Abs. 1 BGB Aus-
gleich des mangelbedingten Minderwerts der Kaufsache verlangt, kann daher jedenfalls dann 
nicht auf wesentlich geringere Mängelbeseitigungskosten verwiesen werden, wenn der Man-
gel damit nicht ohne Zweifel behoben werden kann. Dass eine Mangelbehebung möglich ist, 
hat der Schuldner darzulegen und ggf. zu beweisen. An diesen Voraussetzungen fehlt es hier, 
ohne dass es weiterer Feststellungen bedarf. Die Mängelbeseitigungskosten stellen keine 
volle Kompensation dar, denn sie bilden das erhebliche (Prozess-)Risiko des Klägers nicht ab, 
der eine Nutzung des Spitzbodens zu Wohnzwecken nicht ohne Zustimmung der anderen 
Wohnungseigentümer erreichen kann. 

21(1) Anders als das Berufungsgericht meint, bedarf die Nutzung des Spitzbodens zu Wohn-
zwecken einer Änderung der Teilungserklärung, die für den Kläger nicht rechtssicher zu errei-
chen ist. 

22(a) Nach den von dem Berufungsgericht getroffenen Feststellungen und der in Bezug ge-
nommenen Teilungserklärung dient der Spitzboden nicht zu Wohnzwecken. Der Zweckbestim-
mung nach handelt es sich um einen Wohnnebenraum, der zwar zu der Wohneinheit des Klä-
gers gehört, aber nicht zu Wohnzwecken genutzt werden darf, sondern nur untergeordneten 
Zwecken – etwa als Lager- oder Abstellraum – dient (sog. „unselbstständiges Teileigentum“; 
vgl. zum Begriff Senat, Beschluss vom 4. Dezember 2014 – V ZB 7/13, DNotZ 2015, 362 Rn. 
10; Bärmann/Suilmann, WEG, 15. Aufl., § 13 Rn. 71). Anders als selbstständiges Teileigen-
tum, welches auch jede gewerbliche Nutzung erlaubt, die – wie etwa eine Büronutzung – bau-
ordnungsrechtlich nur in Aufenthaltsräumen vorgenommen werden darf (vgl. Senat, Urteil vom 
23. Juni 2017 – V ZR 102/16, NJW-RR 2017, 1042 Rn. 8), muss das unselbstständige Teilei-
gentum nicht dazu geeignet sein, zu Aufenthaltszwecken zu dienen. Unzutreffend ist vor die-
sem Hintergrund die Annahme des Berufungsgerichts, es bedürfe zur Herbeiführung einer 
Wohnnutzung keiner Änderung der Teilungserklärung, weil der Spitzboden bereits im 
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Sondereigentum des Klägers stehe. Vielmehr kann ein Sondereigentümer sein Teileigentum 
nicht ohne Mitwirkung der übrigen Eigentümer in Wohnungseigentum umwandeln, es sei denn, 
in der Gemeinschaftsordnung ist ein entsprechender Vorbehalt enthalten (Änderungsvorbe-
halt; vgl. Senat, Urteil vom 16. Juli 2021 – V ZR 284/19, ZWE 2021, 451 Rn. 21). 

23(b) Einen solchen Änderungsvorbehalt enthält die Teilungserklärung nicht. Er ergibt sich 
insbesondere nicht aus § 18. Danach ist die Beklagte u.a. ermächtigt und bevollmächtigt, mit 
Wirkung für alle – auch zukünftigen – Wohnungs- und Teileigentümer Miteigentumsquoten 
mehrerer Sondereigentumseinheiten zu einer Sondereigentumseinheit zu vereinigen, das 
Sondereigentum an einer Sondereigentumseinheit in mehrere Sondereigentumseinheiten zu 
unterteilen sowie im Wege der Auflassung im Gemeinschaftseigentum stehende Flächen ein-
zelnen Sondereigentumsbereichen zuzuordnen bzw. im Sondereigentum stehende Flächen in 
Gemeinschaftseigentum zu überführen und die Teilungserklärung entsprechend zu ändern. 
Bei der baulichen Ausführung solcher Änderungen zur Schaffung von Wohnraum ist die Be-
klagte ferner unter anderem berechtigt, den Ausbau des Spitzbodens vorzunehmen. Es kann 
dahinstehen, ob daraus überhaupt die Ermächtigung zu einer Umwandlung von Teileigentum 
in Wohnungseigentum hervorgeht, und ob die erteilte Vollmacht nach Veräußerung aller Woh-
nungseigentumseinheiten weiterhin gültig ist. Denn bevollmächtigt ist jedenfalls allein die Be-
klagte, welche die ihr eingeräumten Befugnisse zur Mangelbeseitigung nicht genutzt hat, nicht 
aber der Kläger als Erwerber. § 18 der Teilungsordnung versetzt den Kläger daher nicht in die 
Lage, den Sachmangel selbstständig zu beseitigen. Ob die übrigen Wohnungseigentümer ge-
mäß § 10 Abs. 2 WEG verpflichtet wären, einer Änderung der Teilungserklärung zuzustimmen, 
kann dahinstehen; es besteht jedenfalls ein ganz erhebliches Prozessrisiko für den Kläger, 
das in den von dem Berufungsgericht zugrunde gelegten Mängelbeseitigungskosten nicht an-
nähernd abgebildet wird. 

24(2) Das gilt umso mehr, als die Anlegung des nach öffentlichem Baurecht erforderlichen 
zweiten Rettungswegs als bauliche Veränderung i.S.v. § 20 Abs. 1 WEG dem Beschluss-
zwang unterliegt (vgl. Senat, Urteil vom 17. März 2023 – V ZR 140/22, NZM 2023, 370 Rn. 25 
f.). 

25(a) Entgegen der Ansicht des Berufungsgerichts ist ein Beschluss nicht aufgrund der Rege-
lung in § 9 der Teilungserklärung entbehrlich. Danach sind unter den dort näher aufgeführten 
Voraussetzungen bauliche Veränderungen im Bereich des Sondereigentums ohne Zustim-
mung der übrigen Miteigentümer auch insoweit zulässig, als im Miteigentum stehende Bauteile 
verändert oder beseitigt werden. Die Auslegung des Berufungsgerichts hält der uneinge-
schränkten Nachprüfung durch das Revisionsgericht. (st. Rspr., vgl. nur Senat, Urteil vom 13. 
Dezember 2019 – V ZR 203/18, NZM 2020, 667 Rn. 7 mwN) nicht stand. Die Regelung in § 9 
der Teilungserklärung betrifft bei gebotener objektiver und nächstliegender Auslegung nur Än-
derungen im räumlichen Bereich des Sondereigentums. Werden dort im Miteigentum stehende 
Bauteile verändert oder beseitigt, sind die baulichen Veränderungen ohne weiteres zulässig. 
Die Regelung dient der Vereinfachung baulicher Veränderungen, von der die anderen Mitei-
gentümer in der Regel ohnehin nicht betroffen sind. Sie erfasst dagegen nicht die Errichtung 
eines zweiten Rettungswegs einschließlich der Anbringung eines dafür erforderlichen Balkons, 
denn diese bauliche Maßnahme betrifft nicht den räumlichen Bereich des Sondereigentums, 
sondern die äußere Gestaltung des Gebäudes. 

26(b) Aus den vorstehend bereits dargelegten Gründen (vgl. Rn. 23) kann sich der Kläger im 
Hinblick auf die erforderlichen baulichen Maßnahmen zur Errichtung eines zweiten Rettungs-
wegs auch nicht rechtssicher auf die der Beklagten in § 18 der Teilungserklärung erteilte Er-
mächtigung berufen. 

27(3) Nach alledem kommt es auf den weiteren Einwand des Klägers nicht mehr an, der Anbau 
eines weiteren Fluchtweges sei baurechtlich nicht genehmigungsfähig. 



Seite 7 von 7 
 

III. 

28Das angefochtene Urteil kann daher keinen Bestand haben und ist aufzuheben (§ 562 Abs. 
1 ZPO). Der Senat kann in der Sache selbst entscheiden, weil weitere Feststellungen nicht zu 
treffen sind und der Rechtsstreit zur Entscheidung reif ist (§ 563 Abs. 3 ZPO). Die Berufung 
ist insgesamt zurückzuweisen mit der Folge, dass es bei dem Urteil des Landgerichts verbleibt. 

 

IV. 

29Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Abs. 1 ZPO. 
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--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

BGH-Urteile im Mietrecht 

Kennen Sie schon unsere BGH-Urteilsübersicht zum Mietrecht? Aktuelle Mietrechtsurteile des 
BGH für Sie zusammengefasst. Eine besondere Kennzeichnung ermöglicht einen schnellen 
Überblick dahingehend, ob die jeweilige BGH-Entscheidung eher vermieterfreundlich ausfällt. 

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

>> Hier Mitglied werden! 

Als Mitglied nutzen Sie unsere umfangreichen Serviceleistungen zum exklusiven Vorzugspreis und 
können auf einen direkten, bundesweiten Beratungsservice zurückgreifen. 

Sie haben die Wahl zwischen vier verschiedenen Paketen - je nachdem, wie umfangreich Ihr per-
sönlicher Bedarf ist. 30, 60, 120, 180 oder Euro/Jahr, Sie entscheiden. 
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